
Sinkende Zustimmung der Bür-
ger und schleppende Entschei-
dungsprozesse in der EU. Ein
Jahr nach Inkrafttreten des Lis-
sabon-Vertrages fällt die Bilanz
einer deutsch-italienischen Ta-
gung ernüchternd aus.

BETTINA GABBE

Rom. Ein Jahr nach Inkrafttreten
des Lissabon-Vertrags haben Politi-
ker und Wissenschaftler aus
Deutschland und Italien eine er-
nüchternde Bilanz des europäi-
schen Einigungsprozess gezogen.
Sie waren sich im deutsch-italieni-
schen Zentrum „Villa Vigoni“ am
Comer See einig, dass der Lissabon-
ner Grundlagenvertrag bereits jetzt
reformbedürftig ist.

Offen blieb die Frage, ob es sich
bei den Schwierigkeiten etwa beim
Aufbau des gemeinsamen auswärti-
gen Dienstes um „Kinderkrankhei-
ten des Systems oder Konstruktions-
mängel“ handelte. Für Elfriede Re-
gelsberger vom Berliner Institut für
Europäische Politik (IEP) spiegeln
die Schwierigkeiten der EU-Außen-
beauftragten Catherine Ashton
mangelnde Bereitschaft der Mit-
gliedsstaaten, Kompetenzen abzu-
geben. Ashton sei von den Ländern
schließlich bewusst als „politisches
Leichtgewicht“ ausgewählt worden,
betonte die stellvertretende IEP-Di-
rektorin als Mitorganisatorin der
Konferenz.

Während Ex-Bundesbankpräsi-
dent Hans Tietmeyer vor dem Hin-
tergrund düsterer Analysen be-
tonte, er gehöre nicht zu den Euro-
Pessimisten, erklärte der stellvertre-
tende Präsident der italienischen
Abgeordnetenkammer, Rocco Butti-
glione, den Lissabon-Prozess für ge-
scheitert. Es sei nicht gelungen, die
Produktivität der Staaten einander
anzunähern. Es dürfe jedoch keine
Annäherung auf Durchschnittsni-
veau geben, warnte Tietmeyer da-
raufhin. Gleichmacherei führe zu ei-
ner Zerstörung des Euro. Ein Ende
der Gemeinschaftswährung „darf
und wird“ es nicht geben.

Um wirtschaftlich schwächeren
Ländern wie Italien auf die Beine zu
helfen, bedarf es aus Buttigliones
Sicht größerer Flexibilität. Sein
Land müsse mehr Schulden für In-
vestitionen in die Infrastruktur ma-
chen dürfen, damit die Produktivi-
tät steige, forderte der Christdemo-
krat. Für die deutschen Experten
führen weder entsprechende Aus-
nahmen noch eine Rückkehr zum
Instrument variabler Wechselkurse
zur Stärkung einzelner Volkswirt-
schaften zum Ziel, die EU-Mitglieds-
staaten fit für den zunehmend har-
ten internationalen Wettbewerb zu
machen.

Die sinkende Zustimmung der
Bürger zur EU bereitet in Italien
und Deutschland gleichermaßen
Kopfzerbrechen. Dass die große Mit-
gliederzahl im Europa der 27 Staa-
ten und die reformierten Entschei-
dungsprozesse jedem Entwurf nur
zwei Prozent Chancen auf Verab-
schiedung gewähren, verlangsame
das Tempo übermäßig, bemängelte
Antonio Villafranca vom Mailänder
Institut für internationale Politikstu-
dien (ISPO). Wenn die EU nicht in
den Strudel der nächsten Wirt-
schaftskrise der USA geraten wolle,
sei sie zu einer „vernünftigen Stabili-
tätspolitik verdammt“, mahnte der
ehemalige deutsche EU-Botschaf-
ter in Brüssel, Dietrich von Kyaw.
Ebenso wie seine italienischen Ge-
sprächspartner äußerte er sich be-
sorgt über die Tendenz, vermehrt
nationale Interessen geltend zu ma-
chen, anstatt als „dritte Weltmacht“
gemeinsame Lösungen zu suchen.
Dies gelte auch für die Durchset-
zung von Wirtschaftsinteressen. Ein
unverhältnismäßig starkes Gewicht
legt der Lissabon-Vertrag nach Mei-
nung der Teilnehmer auf „Werte für
Gutmenschen“, als ob es nicht auch
um die Wahrung von Interessen
gehe. Horst Köhler habe als Bundes-
präsident mit der Behauptung, es
gelte auch Wirtschaftsinteressen mi-
litärisch durchzusetzen, ein Tabu ge-
brochen, stellte der Speyerer Rechts-
wissenschaftler Siegfried Magira
fest. Die Empörung über eine sol-
che Selbstverständlichkeit verur-
teilte er als verlogen.

Zehntausende Menschen wa-
ren vor dem Bürgerkrieg in den
Norden des Sudans geflohen.
Jetzt kehren sie in den Süden
zurück, wo die Menschen ab
morgen über ihre Unabhängig-
keit abstimmen können.

BETTINA RÜHL, epd

Khartum/Frankfurt. Es geht gen Sü-
den. In der sudanesischen Haupt-
stadt Khartum werden bergeweise
Teppiche und Matten, Schränke
und Stühle, Wasserbehälter und
Kochgeschirr auf Lastwagen festge-
zurrt. Zehntausende Südsudanesen
machten sich in den vergangenen
Wochen schon auf den Weg in die
alte Heimat, Hunderte Kilometer
weiter südlich. Am 9. Januar glau-
ben sie sich politisch am Ziel. Dann
stimmt der Südsudan über die staat-
liche Unabhängigkeit ab.

Viele Menschen aus dem Süden
waren vor dem Bürgerkrieg
(1983-2005) in den Nordsudan geflo-
hen. Seit Kriegsende kehrten zwei
Millionen Menschen zurück, wie
die Vereinten Nationen schätzen.
Mancher Heimkehrer erinnert sich
nach all den Jahren kaum noch an
den Ort seiner Herkunft. Bei ande-
ren ist „Heimat“ nur der Wohnsitz
der Großfamilie.

Trotzdem wollen Zehntausende
in den Südsudan. Denn morgen er-
füllt sich aus ihrer Sicht das Kriegs-
ziel: Die Bevölkerung kann bis 15. Ja-
nuar darüber entscheiden, ob der
Süden vom Norden unabhängig
werden soll. Das Referendum ist
Teil des Friedensabkommens von
2005. Damals vereinbarten die von
Nordsudanesen dominierte Regie-
rung und die Rebellen der SPLM
(„Sudanesische Volksbefreiungsbe-
wegung“) eine sechsjährige Über-
gangszeit und im Anschluss das Re-
ferendum. Seit dem Friedens-
schluss hat der Südsudan auch eine
Teilautonomie mit einem eigenem
Präsidenten, Salva Kiir.

In dem Krieg standen sich die Re-
gierung im arabisch-muslimischen
Norden und mehrere Befreiungs-
gruppen im afrikanisch-christli-
chen Süden gegenüber. Es ging aber
nicht nur um die Religion, es wurde
auch um Macht und Landbesitz ge-
kämpft. Zuletzt stritt man zudem
um die Einnahmen aus der Ölförde-
rung. Das Öl wird im Süden und in
der umstrittenen Region Abyei ge-
fördert, die vom Nord- und vom
Südsudan beansprucht wird.

In einem eigenen Referendum
sollen die Bewohner Abyeis ent-
scheiden, wohin sie künftig gehö-
ren wollen. Ursprünglich sollte das
ebenfalls morgen der Fall sein.

Doch in letzter Minute wurde der
Termin verschoben, nachdem ein
Konflikt zwischen Nomaden ausge-
brochen war. „Die Situation in
Abyei ist angespannt“, sagte der
UN-Sudan-Beauftragte Haile Men-
kerios an Silvester.

Trotz der sechsjährigen Über-
gangsfrist verläuft die Rückkehr der
Südsudanesen mit Bussen und Last-
wagen chaotisch. „Sie werden ir-
gendwo raus gelassen. Oft gibt es
keine Wasserversorgung und kein
Auffanglager“, sagt Marina Peter
vom Evangelischen Entwicklungs-
dienst, die das Ökumenische Fo-
rum Sudan in Europa koordiniert.

Es sei tragisch, so in der vom Krieg
zerstörten alten Heimat zu landen.
Viele hätten dort keine Grundlage
für einen wirtschaftlichen Neuan-
fang.

„Im Süden ist alles knapp. Durch
die vielen Rückkehrer wird es noch
knapper“, sagt Adrian Edwards vom
UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR.
Denn im Südsudan wurden im ver-
gangenen Jahr bereits mehr als
215 000 Menschen wegen lokaler
Konflikte aus ihren Dörfern vertrie-
ben. Hinzu kommen 333 000 Rück-
kehrer aus dem Exil. Das UNHCR
nimmt an, dass sie alle auf längere
Sicht von Hilfe abhängig bleiben.

Der Südsudan ist stark unterent-
wickelt und verfügt auch heute
noch kaum über staatliche Struktu-
ren. Darüber könnte die Bevölke-
rung enttäuscht sein, doch die
schleppende Entwicklung und die
Korruption der entstehenden Behör-
den ist derzeit kaum Thema: „Im Sü-
den denken alle nur an den Tag X“,
sagt Sudan-Expertin Peter, an den
großen Tag des Referendums. Kei-
ner wisse, was danach komme.

Kaum jemand zweifelt daran,
dass eine Mehrheit der 3,9 Millio-
nen registrierten Stimmberechtig-
ten im Süden für die Unabhängig-
keit stimmen wird. Trotz aller Be-
teuerungen bleibt ein Stück weit un-
gewiss, ob die Regierung von Präsi-
dent Omar Hassan al-Baschir in
Khartum die Abspaltung akzeptie-
ren wird. Ein neuer Krieg zwischen
Nord und Süd im Sudan scheint
aber unwahrscheinlich.

Umso größer ist die Gefahr loka-
ler Konflikte. Die Stimmung ist im
ganzen Land aufgeheizt. „Im Nor-
den ist die Angst der Menschen vor
der Zukunft greifbar“, erklärt Peter.
„Ein nichtiger Anlass könnte einen
Gewaltausbruch provozieren.“ Im
Süden wird nach dem „großen Tag“
vermutlich die Enttäuschung kom-
men. Anhaltende Armut, Landkon-
flikte und Wut auf einen untätigen
Staat könnten Gewalt provozieren.

Als die Freude über den Lissabon-Vertrag noch groß war: Die Regierungschefs stel-
len sich nach der Vertragsunterzeichnung zum Gruppenfoto. Foto: dpa

Annette Schavan ist beken-
nende Katholikin. Daran lässt
die CDU-Politikerin keinen Zwei-
fel. Doch sie leidet am fehlen-
den Reformwillen ihrer Kirche.

DIETER KELLER

„Die alte Mutter Kirche hört auf,
sich selbst leidzutun. Sie entdeckt
ihre Schätze und spürt, dass sie der
Welt zu viel vorenthält von deren
Größe und Schönheit. Sie entdeckt
die vielen Talente in der Kirche und
lässt Frauen und Männer gleicher-
maßen wirken.“ So sieht Annette
Schavans Traum aus, wie sich die ka-
tholische Kirche verändern sollte.
Die sie seit Jahrzehnten als ihre Hei-
mat empfindet, auch wenn sie mit
vielem nicht einverstanden ist.

Selten bekennen sich Spitzenpoli-
tiker so dezidiert zu ihrem Glauben
und seiner Bedeutung für ihren All-
tag wie die Bundesbildungsministe-
rin. Im Gespräch mit dem Journalis-
ten Volker Resing hat die 55-Jährige
zu Papier gebracht, was ihr wichtig
ist und wie der Glaube ihren Alltag
bestimmt, ob beim täglichen Gebet
– „Zum Beten gehört auch das
Schweigen vor Gott, die Erfahrung
der Hilflosigkeit und Sprachlosig-
keit“ – oder beim Gottesdienst.

Schon durch ihr Theologiestu-
dium ist sie im wahrsten Sinne des
Wortes kapitelfest und beeindruckt
zumindest Laien. Sie bekennt sich
zum rheinisch-katholischen Glau-
ben, der vieles mit Leichtigkeit und
Liberalität nimmt, wo andernorts

mehr Strenge dominiert. Sie steht
dazu, konservativ zu sein. Doch in
der Kirche galt sie als zu liberal, wes-
halb sie in der Theologie keine be-
rufliche Zukunft sah. Dann also Poli-
tik. Ist die mit dem Glauben unter ei-
nen Hut zu bekommen? „Für mich
sind Frömmigkeit und politische
Verantwortung zwei Seiten einer
Medaille“, bekennt Schavan. „Poli-
tik als überzeugungsfreie Zone wäre
reine Technokratie. Religion ohne
Bezug zum Politischen ist für mich
eine Art religiöser Egoismus.“

Ein klares Bekenntnis zum Katho-
lizismus bringt eher Nachteile. Die
Ministerin ärgert sich immer noch,
als sie 2004 als mögliche Bundesprä-
sidentin gehandelt wurde und ein
FDP-Abgeordneter meinte, dann
müsse man befürchten, dass der
Einfluss aus Rom zu groß sei. Wie ge-
ring diese Gefahr ist und dass Scha-
van Ansichten hat, die dem Papst si-
cher nicht gefallen, werden bei ih-
ren Bemerkungen zur Schwangeren-
beratung deutlich. Da bot Rom „ein
beschämendes Beispiel für die Dia-
logunfähigkeit und auch den man-
gelnden Respekt vor einem Weg,
den die Kirche in Deutschland aus
Überzeugung gegangen war“ – deut-
liche Worte. Und die aktuellen Miss-
brauchsfälle sind für sie „auch Aus-
druck falsch verstandener Autori-
tät, von Selbstgerechtigkeit und un-
terdrückter Kommunikation“.

Info Annette Schavan: Gott ist grö-
ßer, als wir glauben. Visionen für Kir-
che und Welt. St-Benno-Verlag, Leip-
zig 2010. 112 Seiten, 9,90 Euro.

Jüngst hat sich die NPD die
Reste der DVU einverleibt. Jetzt
will die Rechtsaußenpartei bei
den Landtagswahlen in diesem
Jahr punkten.

GUNTHER HARTWIG

Berlin. Neuerdings firmiert die Par-
tei unter dem Namen „NPD – die
Volksunion“. Der Vorsitzende Udo
Voigt träumt schon von einer „gro-
ßen nationalen Partei“, die sich da
zusammengeschlossen hat. Aller-
dings sprechen die Zahlen nicht un-
bedingt dafür: Zu gerade mal 6600
NPD-Mitgliedern kommen nach
der Fusion höchstens 3000 DVU-
Leute, von denen nach Meinung
von Fachleuten längst nicht alle dau-
erhaft und aktiv unter dem neuen
Parteidach bleiben werden.

Freilich hat die Vereinigung der
früheren Konkurrenten für die NPD
einen strategischen Vorteil: Sie
muss bei den Landtagswahlen 2011
keinen nennenswerten Wettbewer-
ber am rechten Rand des Parteien-
spektrums fürchten. Daher halten
Verfassungsschützer die Gefahr,
dass die NPD bei den Wahlen in die-
sem Jahr Achtungserfolge landen
könnte, für durchaus real.

Die Chancen stehen besonders
in Sachsen-Anhalt (20. März) und
Mecklenburg-Vorpommern (4. Sep-
tember) nicht schlecht. Auf diese
beiden Ost-Länder konzentriert die
NPD ihre Anstrengungen. Der säch-
sische Landesvorsitzende Holger
Apfel soll den Parteifreunden in
Magdeburg helfen, den Einzug ins
Parlament zu schaffen – was der
NPD 2009 in Dresden gelang. Einen
Coup landeten die Rechten in Sach-
sen-Anhalt im Dezember 2010, als
der Bürgermeister der Gemeinde
Krauschwitz, Hans Püschel, einem
Ausschlussverfahren aus der SPD
zuvorkam und der NPD beitrat.
Nun kandidiert er bei der Landtags-
wahl als Direktkandidat der Rechts-
extremen. Auch in Mecklenburg-
Vorpommern stehen die Zeichen
für die NPD nicht schlecht. Dort ge-
hört die Partei seit 2006 dem Parla-
ment an und hat sich auch auf kom-
munaler Ebene etabliert.

Dagegen dürfte sich die NPD bei
den Wahlen in den alten Ländern
schwerer tun. Hier rangieren die
Rechten in Umfragen meist unter
„Sonstige“. In Berlin gibt es einige
Hochburgen rechtsextremer Gesin-
nung. Doch mit der von CDU-Dissi-
dent Rene Stadtkewitz gegründeten
Bürgerrechtspartei „Die Freiheit“
hat sich ein rechtspopulistischer
Konkurrent formiert, der deutschna-
tionalen und islamfeindlichen Pro-
test-Wählern eher als Auffangbe-
cken dienen dürfte als die NPD.

Die Wahl kann beginnen: UN-Mitarbeiter laden Stimmzettel für das Referendum im Südsudan aus.  Foto: dpa

Seit fast 50 Jahren führt Papst
Shenouda III. die koptische Kir-
che. Der Aufschwung unter sei-
nem Pontifikat ist unüberseh-
bar – nicht nur in Ägypten.

MARTIN GEHLEN

„Ich appelliere an euch: Kehrt zur
Ruhe zurück, denn nur in Ruhe las-
sen sich Probleme lösen“, be-
schwört Papst Shenouda III. in die-
sen Tagen junge Kopten. Ihr Zorn ist
nach dem Bombenattentat von Ale-
xandria in der Neujahrsnacht groß.

Der 87-Jährige ist nicht nur hoch
gebildet, ein brillanter Prediger, son-
dern auch ein überzeugter Patriot.
Als Offizier der ägyptischen Armee
nahm er an dem arabisch-israeli-
schen Krieg von 1948 teil. An der
Universität von Kairo studierte Na-
zir Gayed, wie er mit bürgerlichem
Namen hieß, Geschichte und Ar-
chäologie, später am koptisch-
orthodoxen Seminar Theologie.
1954 trat er in das Kloster Deir es-Su-
ryan im Wadi Natrun ein und lebte
längere Zeiten als Einsiedler in ei-
ner Felsenhöhle. 1962 wurde er zum
117. Nachfolger des Apostels Mar-
kus gekürt, auf den die koptische
Kirche ihre Existenz zurückführt.

Nachdem Shenouda aus Protest
gegen zunehmende Gewalt gegen
Kopten 1981 alle Feiern zu Ostern
abgesagt hatte, wurden gegen ihn
vier Jahre Hausarrest verhängt. An-
schließend nahmen vor allem das
Gemeindeleben und das Mönch-
tum der Kopten in Ägypten großen
Aufschwung. Gab es in den 60er Jah-
ren nur noch sechs Männerklöster
mit wenigen alternden Mönchen,
existieren heute 17 Kommunitäten.
Auch Frauenklöster mit hunderten
von Nonnen sind entstanden und

leisten Sozialarbeit. Das Netz der
Auslandskirchen in Europa, Ame-
rika und Australien ist ebenfalls kräf-
tig gewachsen. Wallfahrten wurden
wiederbelebt, Marienerscheinun-
gen haben Konjunktur.

Gleichzeitig blieb die theologi-
sche Ausbildung der Priester man-
gelhaft. Das ist ein Grund, warum
aufgeklärte Kopten eine zuneh-
mende Bunkermentalität und Eng-
stirnigkeit in ihren eigenen Reihen
beklagen.

Rechtsextreme

suchen Chance

im Osten

Die Republik Sudan
umfasst rund 2,5 Millionen
Quadratkilometer, sieben
Mal so viel wie Deutsch-
land. Von den knapp 42 Mil-
lionen Einwohnern leben
acht Millionen im Süden.
Das Pro-Kopf-Einkommen
betrug 2008 rund 1100 US-
Dollar im Jahr (Deutsch-
land: 42 000 Dollar). Mehr
als die Hälfte der Staatsein-
nahmen kommen aus der
Ölförderung.  epd

Glauben und Leiden

Führt die
Kopten durch
schwierige
Zeiten: Papst
Shenouda III.

Katerstimmung in Europa
Italiener und Deutsche ziehen ernüchternde Bilanz über den Einigungsprozess

Vorkämpfer

der Kopten

POLITISCHES BUCH

Der Tag X im Sudan
Morgen beginnt das Referendum über die Unabhängigkeit des Südens

Das größte Land Afrikas steht vor der Spaltung
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